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LUXUSWAGENKAUF

Lamborghini kann nicht gutgläubig  
auf einem Imbiss-Parkplatz gekauft werden

|  Kann man einen Lamborghini nachts um ein Uhr auf einem Imbiss-Parkplatz erwerben? Oder 
muss man Zweifel haben, ob es in so einer Situation mit rechten Dingen zugeht? Über einen 
solchen – nicht alltäglichen – Fall hat jetzt das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg entschie-
den.  |

Fahrzeug wurde gestohlen
Der Kläger aus Spanien hatte seinen Lamborghini an eine Agentur vermietet, die den Wagen 
weitervermietete. Nach der Mietzeit war das Fahrzeug weg. Es wurde zur Fahndung ausge-
schrieben.

Der im Emsland ansässige Beklagte meldete sich auf eine Anzeige bei der Verkaufsplattform 
„mobile.de“, auf der das Fahrzeug angeboten wurde. Er kam in Kontakt mit zwei Brüdern, die 
vorgaben, das Auto für einen in Spanien lebenden Eigentümer verkaufen zu wollen. Man traf 
sich auf dem Parkplatz einer Spielothek in Wiesbaden, wo der Beklagte das Fahrzeug besichtig-
te, und verabredete die Übergabe wenige Tage später. Zuvor, so die Brüder, bräuchten sie das 
Fahrzeug noch für eine Hochzeitsfahrt.

Man traf sich einige Tage später auf dem Gelände einer Tankstelle in Essen. Die Brüder trafen 
mit mehreren Stunden Verspätung gegen 23 Uhr am verabredeten Treffpunkt ein und gaben u.a. 
an, in eine Polizeikontrolle geraten zu sein. Dort habe es Verzögerungen gegeben, weil noch 
„eine Rechnung beim Amt“ offen gewesen sei.

Kaufvertrag am Schnellrestaurant unterschrieben
Der Kaufvertrag wurde in dieser Nacht gegen 1 Uhr in einem Schnellrestaurant unterschrieben. 
Dem Beklagten wurde die Vorderseite einer Kopie des Personalausweises des angeblichen  
Eigentümers vorgelegt. Es ergaben sich auffällige Abweichungen der Schreibweise des Namens 
und der Adresse in dem Kaufvertrag und den Zulassungsbescheinigungen. Der Beklagte gab 
seinen alten Lamborghini für 60.000 Euro in Zahlung und zahlte an die Brüder weitere 70.000 
Euro in bar. Er erhielt neben dem Auto die Zulassungsbescheinigungen sowie die Schlüssel. Als 
der Beklagte das Fahrzeug auf sich anmelden wollte, stellte sich heraus, dass dieses unter-
schlagen worden war.

Eigentümer verlangte Herausgabe
Der spanische Kläger verlangte nun als Eigentümer die Herausgabe des Fahrzeugs. Das Land-
gericht (LG) wies die Klage ab. Der Beklagte, so das LG, habe „gutgläubig“ Eigentum erworben 
(§ 932 BGB). Denn er habe nicht gewusst, dass der im Kaufvertrag benannte Veräußerer in 
Wahrheit nicht Eigentümer sei, und habe auch nicht grob fahrlässig gehandelt.

Oberlandesgericht: Grobe Fahrlässigkeit des Käufers
Das OLG sah dies nun anders: Es bewertete das Verhalten des Beklagten als grob fahrlässig. 
Trotz Vorlage von Original-Zulassungsbescheinigungen seien die Gesamtumstände so auffällig, 
dass der Beklagte habe stutzig werden müssen. Der Beklagte habe allein mit den als Vermittler 
auftretenden Brüdern verhandelt, ohne in Kontakt mit dem von den Brüdern benannten angeb-
lichen Eigentümer zu treten oder sich von den Brüdern eine Vollmacht vorlegen zu lassen. Ort 
und Zeit des Kaufvertrags, die Nutzung des Fahrzeugs durch die Vermittler für eine Hochzeits-
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feier, die fraglose Inzahlungnahme des alten Lamborghinis, die unterschiedlichen Schreibwei-
sen der Personalien des angeblichen Eigentümers – all dies hätte den Beklagten zu weiteren 
Nachforschungen veranlassen müssen.

Besondere Vorsicht sei auch deshalb geboten gewesen, weil es sich um ein Luxusfahrzeug han-
delte, das erst wenige Tage zuvor in Deutschland zugelassen worden war. Er könne sich daher 
nicht auf einen gutgläubigen Erwerb berufen. Der Beklagte muss nun das Auto an den spani-
schen Kläger herausgeben.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Urteil vom 27.3.2023, 9 U 52/22, PM 19/23 vom 13.4.2023

VERKEHRSUNFALL

„Achtung Vorfahrt!“ beim Einbiegen  
vom Feldweg in eine Landstraße
|  Ein Autofahrer, der von einem Feldweg in eine Landstraße einbiegen will, muss die Vorfahrt 
des Verkehrs auf der Landstraße achten. Aber auch die Radfahrer auf einem parallel zur 
Landstraße verlaufenden Radweg, den der Autofahrer überqueren muss, haben Vorfahrt. Das 
hat das Landgericht (LG) Frankenthal jetzt klargestellt und die Klage einer Autofahrerin  
gegen einen Radfahrer abgewiesen.  |

Das war geschehen
Hintergrund war ein Verkehrsunfall. Eine Frau wollte mit ihrem Pkw aus einem Feldweg in die 
Landstraße einbiegen. Als sie dabei den parallel zur Landstraße verlaufenden Radweg über-
querte, stieß sie mit einem von links kommenden Radfahrer zusammen. Die Frau war der  
Ansicht, der Radfahrer hätte ihr die Vorfahrt genommen und sei schuld an dem Unfall. Sie ver-
klagte ihn und wollte von ihm die Schäden an ihrem Pkw ersetzt bekommen.

Radweg war eindeutig erkennbar...
Dies sah das LG anders. Da der parallel zur Landstraße verlaufende und somit „fahrbahnbeglei-
tende“ Radweg insoweit zur Landstraße gehöre, nehme dieser Radweg auch an dessen Vor-
fahrtsrecht teil. Entgegen der Ansicht der Pkw-Fahrerin sei die Zugehörigkeit des Radwegs zu 
der Landstraße durch dessen Beschaffenheit und seinem Verlauf klar erkennbar und eindeutig. 

...unabhängig davon, dass er weggeleitet wurde
Unerheblich sei es, dass er durch eine schmale bewachsene Fläche von der Straße getrennt sei. 
Auch wenn der Radweg in einiger Entfernung von der Landstraße weggeleitet würde, rechtfer-
tige dies keine andere Beurteilung. Es komme nur auf die örtlichen Verhältnisse am Unfallort 
an.

Das Urteil ist rechtskräftig. Das LG hat hier als Berufungsgericht entschieden und die erst
instanzliche Entscheidung des Amtsgerichts (AG) vollumfänglich bestätigt. Die Revision wurde 
nicht zugelassen.

QUELLE  |  LG Frankenthal, Urteil vom 24.3.2023, 2 S 94/22, PM vom 28.4.2023
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Versicherer erstattete vorgerichtlich 100 Prozent:  
Anerkenntnis
|  Der Versicherer erstattete vorgerichtlich die geltend gemachten Positionen ohne Vorbehalt 
zur Haftung dem Grunde nach auf der Basis hundertprozentiger Haftung. Allerdings kürzte er 
Positionen der Höhe nach. Die Differenz hatte der Geschädigte eingeklagt. Nun erhob der 
Versicherer auch Einwendungen zur Haftung der Höhe nach. Doch das ist nach Auffassung 
des Oberlandesgerichts (OLG) Schleswig nicht mehr möglich.  |

Hier liegt keine unverbindliche Mitteilung vor...
Das Gericht argumentierte: Die Auslegung dieses Schreibens ergibt, dass die Beklagte keinerlei 
Einwände zur vollen Haftung dem Grunde nach hatte. Es ist unerheblich, dass in dem Schreiben 
nicht ausdrücklich von einem Anerkenntnis die Rede ist. Teilt die dem Grunde nach einstands-
pflichtige gesetzliche Haftpflichtversicherung dem Geschädigten nach vorangegangener Korre-
spondenz, in der sie auch die Vorlage von Urkunden und Belegen zwecks Überprüfung der vom 
Geschädigten geltend gemachten Schadenspositionen verlangte, mit, sie werde Beträge für 
einzeln aufgeführte Positionen zahlen, gilt: Es handelt sich bei dieser Mitteilung um ein dekla-
ratorisches Schuldanerkenntnis und nicht lediglich um eine ohne Rechtsbindungswillen abge-
gebene unverbindliche Mitteilung.

... sondern ein deklatorisches Schuldanerkenntnis
Und es ging – geschädigtenfreundlich – weiter so. Das Gericht hob nämlich hervor: Zu Recht 
sieht die Geschädigte in dem Schreiben des Haftpflichtversicherers ein deklaratorisches 
Schuldanerkenntnis. Die darin enthaltene konkrete Abrechnung diverser Forderungspositionen 
unter Nennung von konkreten Zahlungsbeträgen beinhaltet zusammen mit dem ausdrückli-
chen Hinweis, die aufaddierte Gesamtsumme zu überweisen, eindeutig den erkennbaren Wil-
len, die vorherige Diskussion über die Höhe der einzelnen geltend gemachten Forderungen 
abzuschließen und insoweit auf weitere Einwendungen zu verzichten. Jedes andere Verständnis 
hätte für den reibungslosen Ablauf der Regulierung von Haftpflichtschäden fatale Folgen.

QUELLE  |  OLG Schleswig, Hinweis vom 7.6.2023, 7 U 15/23, Abruf-Nr. 235686 unter www.iww.de

PARKVERSTOSS

Kosten eines nicht beendeten Abschleppvorgangs
|  Das Verwaltungsgericht (VG) München hat sich mit den Kosten eines abgebrochenen  
Abschleppvorgangs befasst. Der Betroffene hatte seinen Pkw auf einem für Behinderte vorge-
sehenen Parkplatz abgestellt. Zum Abschleppen war es aber nicht mehr gekommen, weil der 
Betroffene den Parkplatz noch rechtzeitig frei gemacht hatte.  |

Das VG München bejaht eine Prüfpflicht des betroffenen Verkehrsteilnehmers. Dem Verkehrs-
teilnehmer im ruhenden Verkehr ist es danach zuzumuten, sich nach etwa vorhandenen Ver-
kehrszeichen sorgfältig umzusehen und eingehend zu prüfen, ob er sein Fahrzeug an der von 
ihm gewählten Stelle abstellen darf. Das hatte der Betroffene hier versäumt. Er musste die im 
Zusammenhang mit den Abschleppkosten entstandenen Gebühren und Auslagen zahlen.

QUELLE  |  VG München, Urteil vom 13.3.2023, M 23 K 21.5332, Abruf-Nr. 235170 unter www.iww.de


